
                                   

 Nürnberg Eine andere Welt ist möglich! 
____________________________________________________________________________ 
 

Wunderdroge Wachstum? 

Bundeskanzlerin Angela Merkel:  

"Ohne Wachstum keine Investitionen, ohne Wachstum keine Arbeitsplätze, ohne Wachstum keine 
Gelder für Bildung, ohne Wachstum keine Hilfe für die Schwachen. Und umgekehrt: Mit Wachstum 
Investitionen, Arbeitsplätze, Gelder für die Bildung, Hilfe für die Schwachen und am wichtigsten 
Vertrauen bei den Menschen."  
(Aus der Regierungserklärung, 10. November 2009) 

 

Das Institut der deutschen Wirtschaft erwartet für 2011 ein Wachstum des Bruttoinlandsproduktes 
(BIP) um 3,5 %. (IW, Pressemitteilung vom 23. Mai 2011) 

Was haben wir davon? 

Regierungserklärung und Prognose sind eindeutig. Was kommt aber wirklich bei den Menschen 
an? Unsere Erfahrung: Wir profitieren nicht vom Wachstum. Die Regierungen halten ihre Verspre-
chen nicht. Drei Beispiele, stellvertretend für eine Politik über Jahrzehnte. 

 

Arbeitsmarkt: 

■ Das Versprechen: 
"Mehr Arbeitsplätze, Vollbeschäftigung, genü-
gend Ausbildungsstellen"  

■ Die Realität:  
 Arbeit sichert immer weniger den Lebens-

unterhalt. Im Jahr 2010 konnten in Nürn-
berg 4% aller sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten nicht von ihrer Erwerbstätig-
keit leben. Ihre Zahl nimmt kontinuierlich 
zu: von 8.240 Personen im Jahr 2007 auf 
9.880 Personen im Jahr 2010. Statt wie 
versprochen zu steigen, sank die Zahl der 
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitstel-
len in Nürnberg von Ende 2008 bis 2010 
um 3.200. 

 Teilzeitarbeit, Leiharbeit und Mini-Jobs 
nehmen zu. Besonders stark stiegen die 
ungeschützten Beschäftigungsverhältnis-
se. Allein in den letzten sieben Jahren  

verdoppelte sich die Leiharbeit in Nürn-
berg auf über 12.000. Ähnlich war die 
Tendenz bei Mini-Jobs mit einer Zunahme 
um über 11.000 auf 57.600. Knapp die 
Hälfte davon waren Nebenjobs zur Auf-
besserung der Entlohnung aus der Haupt-
berufstätigkeit. Gleichzeitig gab es über 
3.000 Teilzeitstellen mehr (insges. 
52.050). 

 Parallel dazu nahm in Nürnberg die Ar-
beitslosigkeit weiter zu von 20.780 Arbeits-
losen 2008 auf 22.420 im Jahr 2010. Da-
mit lag die Arbeitslosenquote (bezogen auf 
abhängige Erwerbspersonen) bei 9,8 %. 
Ein Drittel aller Arbeitslosen waren Lang-
zeitarbeitslose. Genau so hoch ist der An-
teil der Jugendlichen: 2010 waren 7.400 
Arbeitslose unter 25 Jahren.  

 Es gibt viel zu wenig Ausbildungsplätze. 
Von den ca. 8.200 Jugendlichen, die sich 
2009/2010 in Nürnberg bewarben, hatten 
zu Beginn des Ausbildungsjahres 3.800, 
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also deutlich weniger als die Hälfte, einen 
normalen Ausbildungsplatz in einem Be-
trieb gefunden. Lange nicht alle haben ei-
nen Platz im gewünschten Beruf, sondern 
müssen irgendeinen, oft schlecht bezahl-
ten und wenig zukunftsträchtigen Beruf 
akzeptieren. 

 Und wie jeder weiß: der Arbeitsdruck 
steigt - oft auch bei sinkendem Realein-
kommen.   
"Das Lohnniveau der Geringqualifizierten 
befindet sich derzeit wieder auf dem be-
reits Mitte der 80er erreichten Niveau. Bis 
etwa zum Zeitpunkt der Wiedervereini-
gung stiegen die Reallöhne auch für die 
Geringqualifizierten noch deutlich an. Seit-
dem sinken sie. An der Zunahme des ge-
sellschaftlichen Wohlstands in den vergan-
genen 25 Jahren nahmen die Geringquali-
fizierten nicht teil.“ (Presseinformation des Insti-

tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung vom 
1.8.2011) 

Soziale Sicherung  

■ Das Versprechen: 
"Hilfe für die Schwachen"  

■ Die Realität:  
 Es gibt keine soziale Grundsicherung in 

ausreichender Höhe. In Nürnberg lebten 
im Juni 2010 37.156 Menschen von Harz 
IV - bei einem Regelsatz von 364 € und 
Kosten der Unterkunft von maximal 424 € 
(max. Wohnungsgröße 50 m², Mehrkosten 
müssen aus dem Regelsatz bestritten wer-
den) - jeweils für Alleinstehende. 

 Die solidarische Finanzierung des 
Gesundheitssystems wird zerschlagen. 
Alg-2-Empfänger zahlen die gleichen Pra-
xisgebühren und die gleichen Zuzahlun-
gen für Medikamente wie besser Verdie-
nende. Am Leistungskatalog der Kranken-
versicherungen wird laufend gekürzt. 

 Alter bedeutet für viele Armut. Bei gerin-
gem Einkommen kann nichts für das Alter 
zurückgelegt werden. Die Folge ist, dass 
die Renten zu niedrig sind. Im Jahr 2009 
mussten in Nürnberg 4.795 Rentner_-in-
nen mit der Grundsicherung (entspricht 
dem Regelsatz, s.o.) auskommen, wegen 
Erwerbsminderung 1.920 Personen. Das 
sind 6.715 Nürnberger_-innen, die von der 
Grundsicherung im Alter oder bei Erwerbs-
minderung lebten. Ende 2010 waren es 

schon 6.961 Menschen, Tendenz stei-
gend! (Quellen: Nürnberg in Zahlen 2011, Bayr. 

Landesamt für Statistik, Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder, 2011) 

 

Hintergrund: 

Wachstum  

Wirtschaftswachstum wird allgemein verstanden 
als die Zunahme des Bruttosozialprodukts, also 
der Summe aller produzierten Güter und erbrach-
ten Dienstleistungen einer Volkswirtschaft pro 
Jahr. Diese Sichtweise wird seit Jahren kritisiert: 
Weder die Verteilung von Vermögen und Einkom-
men in der Bevölkerung wird erfasst, noch die 
Qualität der Umwelt, und daraus folgend die ge-
sundheitlichen Belastungen. Trotzdem ist diese 
Größe die Grundlage aller Berechnungen und 
Vergleiche der Leistungsfähigkeit von Volkswirt-
schaften. Wachstum also ist, 

 wenn die Gewinne steigen, auch wenn gleich-
zeitig die Reallöhne sinken.  

 wenn teure Immobilien gebaut werden, die 
niemand benötigt. 

 wenn immer wieder neue Produkte produziert 
werden, weil die alten nicht so lange halten, 
wie es aus technischer Sicht möglich wäre. 

 wenn investiert werden muss, um Umwelt-
schäden zu beheben. 

 wenn in Billiglohnländern die "moderne Ver-
sklavung" gefördert wird und bei uns Arbeits-
plätze mit sozialen Mindeststandards abgebaut 
werden. 

Weltweit setzt das Kapital seine Renditeerwartun-
gen durch. Nur ein Kapital, das wächst, ist „richtig“ 
eingesetzt. Die neoliberale Globalisierung ermög-
licht ihm neue Wachstumschancen. 
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Ergebnisse der neoliberalen  

Politik:  

 Wirtschaftswachstum ist nicht, wie von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel behaup-
tet, die Basis für den Ausbau des Sozia-
len. Das Wachstum des Bruttosozialpro-
dukts ist nicht gleichbedeutend mit einem 
Zuwachs an Lebensqualität für alle.  

 Immer mehr Menschen können nicht das 
verdienen, was sie für ihren Lebensunter-
halt benötigen. Die Schere zwischen Arm 
und Reich klafft immer weiter auseinander. 

 Die sozialen Sicherungssysteme werden 
demontiert. Weitere Verschlechterungen 
sind geplant. 

 Die Kommunen erhalten für ihre ständig 
wachsenden Aufgaben zu wenig Mittel. 
Um für möglichst viel Geld in den Gemein-
dekassen zu sorgen, wird um Investoren 
geworben (je mehr Unternehmen desto 
mehr Steuereinnahmen). Da dies alle 
Kommunen versuchen, sind sie gezwun-
gen, gegenseitig in Konkurrenz zu treten. 
Es wird ein "attraktives Umfeld" für Unter-
nehmen (niedrige Steuern, Abgaben) ge-
schaffen. Das widerspricht aber dem ei-
gentlichen Ziel (mehr Geld in die Kassen). 
Stattdessen entsteht ein ruinöser Wettbe-
werb zwischen Städten. Da bleibt für So-
ziales, öffentliche Versorgung, Bildung für 
alle usw. wenig übrig.  

Das Wirtschaftswachstum, das unsere Re-

gierungen propagieren, führt nicht dazu, 

dass es uns allen besser geht. Vielmehr 

steigt die Armut.  

 

http://attac-nuernberg-fuerth.de/public/ und 
http://www.attac.de/ ;  
Email-Adresse: attac-nuernberg@web.de 
 
Attac trifft sich am 2. und 4. Mittwoch jeden 
Monat (außer in den Sommerferien) im Nach-
barschaftshaus Gostenhof,  
Adam-Klein-Str. 6, 90429 Nürnberg 

V.i.S.d.P.: Peter Olbort, Krelingstr. 44, 90408 Nürnberg, 08.10.2011 

Was tun? Attac schlägt vor: 

Sozial gerecht ist nur eine Gesellschaft, in der 
sich alle am gesellschaftlichen Leben beteili-
gen können. Der Ausgrenzung breiter Bevöl-
kerungsschichten durch die ungleiche Vertei-
lung des gesellschaftlichen Reichtums treten 
wir entschieden entgegen.  

 Armut muss nicht sein. Wenn wir vernünf-
tig produzieren und das Ergebnis gerecht 
verteilen, können alle Zugang zum gesell-
schaftlichen Leben haben. Eine effektive 
Besteuerung von Finanztransaktionen 
könnte ein erster Schritt sein. Der Staat 
sollte sich das benötigte Geld von den 
Großverdienern und Spekulanten holen – 
nicht von denen, die eh zu wenig haben. 

 Hier ist auch die Stadt Nürnberg gefordert, 
für bestmögliche Lebensbedigungen für al-
le zu sorgen. Auf Prestigeobjekte und sol-
che, die überwiegend der Wirtschaft 
zugutekommen, kann verzichtet werden. 
Bsp: Kein kreuzungsfreier Ausbau des 
Frankenschnellwegs, dafür mehr Geld für 
öffentliche Verkehrsmittel, damit sich je-
de_r Mobilität leisten kann. 

 Der Ausverkauf der kommunalen Infra-
struktur durch Privatisierung und Finanzie-
rungsmodelle wie PPP (Private Public 
Partnership – Öffentlich Private Partner-
schaft) muss gestoppt und zurückgenom-
men werden. Die Finanzierung der Kom-
munen muss auf eine solide Basis gestellt 
werden. Z. B. kann die Gewerbesteuer, 
die nur einen kleinen Teil der Unterneh-
menswirtschaft erfasst, zu einer "Gemein-
dewirtschaftssteuer" ausgebaut werden, 
die am gesamten Kapitaleinsatz der Kom-
mune ausgerichtet ist.  

 Es geht auch darum, der neoliberalen Glo-
balisierung eine Globalisierung von unten 
entgegenzusetzen. Weltweit sollten die 
Menschen vor Ort darüber entscheiden, 
wie und für was investiert wird. Schon be-
stehende Modelle der Bürgerbeteiligung 
können weiter entwickelt werden.  

(Vgl. auch "5-Punkte-Paket für lebendige Städte und 
Gemeinden", ww.attac.de/kommunen) 

http://attac-nuernberg-fuerth.de/public/
http://www.attac.de/
mailto:attac-nuernberg@web.de

